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Eine echte Neuheit gab es
gleich zu Beginn des Kon-

gresses:  “Wir können es uns
nicht leisten, bis Herbst 2012
mit der Demographie-Strategie
zu warten!” Was Gerd Hoofe,

Staatssekretär im Bundesar-
beitsministerium, in seiner Er-
öffnungsrede des Demographie-
kongresses noch als Forderung
formulierte, wurde am zweiten
Tag des Kongresses von Dr. Jörg

Bentmann aus dem Bundesin-
nenministerium bestätigt: Die
Verabschiedung der Demogra-
phie-Strategie der Bundesregie-
rung soll vom geplanten Herbst
2012 aufs Frühjahr vorgezogen
werden.  Das war neu und kam
überraschend: Denn für den De-
mographie-Bericht, der am 26.
Oktober dieses Jahres im Kabi-
nett verabschiedet werden soll
und der die Grundlage für die
Strategie bildet, brauchte die
Bundesregierung fast zwei Jah-
re – der Beschluss dazu wurde
auf der Meseberg-Klausurta-
gung im November 2009 gefasst. 
Dass die Regierung die Verab-

schiedung der Strategie vorzieht,
stärkt wieder den stellenweise
verloren gegangenen Glauben an
den Tatendrang der schwarz-gel-
ben Koalition beim demograph-
sichen Wandel. Ob die Große An-
frage der SPD zum demographi-
schen Wandel der entscheidende
“Weckruf” war, wie es Franz Mün-

tefering, Vorsitzender der AG De-
mographischer Wandel der SPD-

Fraktion, auf dem Kongress for-
mulierte, ist hingegen nicht be-
legbar und wird von der Regie-
rung bestritten. Die SPD hatte
die Anfrage Ende Juni einge-
bracht, die Antwort der Bundes-
regierung wird aber wohl noch
auf sich warten lassen und deut-
lich hinter der Veröffentlichung
des Berichts liegen.
Der Bericht, der sich derzeit in

der Ressortabstimmung befindet,
beschreibt die demographische
Entwicklung, der sich Deutsch-
land in den nächsten Jahren stel-
len muss, und listet die Maßnah-
men auf, die der Bund in diesen
Bereichen bereits durchführt. Im
derzeitigen Entwurf ist die Siche-
rung des Fachkräftebedarfs das
zentrale Thema. 
Die Familienpolitik soll dazu

beitragen, Familien- und Be-
rufsleben in Einklang zu brin-
gen. Neben der frühkindlichen
Betreuung  seien vor allem flexi-
blere Betreuungsangebote, zum
Beispiel Ganztagsbetreuung für
Schulkinder, erforderlich. Fast
jede zweite Familie mit Schul-

kindern habe laut Bericht
Schwierigkeiten, Beruf und Fa-
milie in eine gute Balance zu
bringen. Dadurch werde es auch
ermöglicht, dass karriereorien-
tierte Frauen nicht auf Kinder
verzichten müssen.
Weiter heißt es, dass Deutsch-

land, vorausgesetzt es bleibt bei
der guten konjunkturellen Ent-
wicklung, in den kommenden

Jahren eine verstärkte Zuwan-
derung von Fachkräften und
Hochqualifizierten benötige. Der
Zugang soll systematisch an den
Bedürfnissen des Arbeitsmark-
tes ausgerichtet werden. Um vor
allem den regionalen Bedarf an
Arbeitskräften besser abbilden
zu können, arbeitet das Bundes-
arbeitsministerium derzeit an
einem “Jobmonitor”.

Ein weiteres Ziel der Bundespo-
litik ist es laut Bericht, den Bil-
dungsstand der Bevölkerung
weiter zu erhöhen, Bildungsar-
mut entgegenzuwirken und Bil-
dungsgerechtigkeit herzustel-
len. Daher sollen trotz des Rück-
gangs der Bevölkerung die In-
vestitionen in Bildung auf dem
gegenwärtigen Niveau bleiben,
bzw. für einzelne Aufgaben noch
erhöht werden.
Der Bericht der Bundesregie-

rung wird mit Spannung erwar-
tet, das wurde auf dem Demo-
graphiekongress deutlich. Diese
Spannung nährt sich aber auch
aus dem Fakt, dass die Bundes-
ressorts, allen voran das feder-
führende Bundesinnenministe-
rium, bislang kaum den Aus-
tausch zu den langjährigen De-
mographieakteuren auf Ebene
der Bundesländer und Kommu-
nen oder aus der Wissenschaft
gesucht haben. Vor allem die
Kommunen brennen darauf, au-
ßerhalb der eingetretenen Pfade
der kommunalen Spitzenver-
bände, ihre Erfahrungen und

Problemsichten auf Bundesebe-
ne einzubringen. Daher traf die
Ankündigung von Dr. Jörg Bent-

mann aus dem BMI, man wolle
bei der Demographie-Strategie
Beteiligung ermöglichen und
suchen, auf offene Ohren. 
Bericht, Strategie und Große

Anfrage – die nächsten Monate
werden einen entscheidenden
Anteil daran haben, wie sich die
deutsche Bundespolitik im de-
mographischen Wandel auf-
stellt. Bedeutend für den Pro-
zess ist auch die Frage,  ob die
Ressorts es schaffen, sich ge-
meinsam auf strategische Ziele
zu einigen und nicht in Ressort-
egoismen zu verfallen. Schließ-
lich gibt es mit dem Innen-, dem
Arbeits-, und dem Familienmi-
nisterium (mindestens) drei
Häuser, die sich für den demo-
graphischen Wandel zuständig
fühlen. Eins ist aber schon jetzt
klar: Die Demographie wird end-
lich da angekommen sein, wo sie
hingehört – ganz oben auf der po-
litischen Agenda. 

Ganz oben angekommen 
Bund: Zwischen Demographie-Bericht und -Strategie / Fachkräftemangel Schwerpunkt

(BS/Carsten Köppl) Klaffende Lücke: Bis 2030 nimmt die Zahl der Menschen im erwerbsfähigen Alter um etwa 6,3 Millionen ab. Wie schließt
man diese Lücke? Mit Älteren, Frauen, Integration und Zuwanderung,  so die Antwort der Bundesregierung. Eineinhalb Monate vor der Veröf-
fentlichung des Demographie-Berichts der Bundesregierung nahm sich der 6. Demographie-Kongress unter dem Titel “Ressource Mensch” die-
ses Themas an.

Armin Laschet ist zusammen mit
Peter Struck Vorsitzender einer
13-köpfigen “Hochrangigen
Konsensgruppe Fachkräftebe-
darf und Zuwanderung”, die bis
Ende dieses Jahres politisch
mehrheitsfähige Vorschläge für
eine zukunftsorientierte und
strategische Zuwanderungs-
steuerung erarbeiten soll. Wie
genau das aussehen soll, ließLa-

schetbei seiner Rede auf dem De-
mographiekongress aber weitge-
hend außen vor. Dafür stellte er
Überlegungen zum Stand der In-
tegration in Deutschland an.
Deutschland habe sich bis 50
Jahre nach der Einwanderungs-
welle keine Gedanken zu Inte-
gration gemacht. Dieses Ver-
säumnis habe sich Thilo Sarrazin

letztes Jahr zunutze gemacht
und mit seinem Buch die Ängste
der Leute getroffen. 

“Wir müssen das Klima in unse-
rem Land verändern”, plädiert
der ehemalige Minister. Das fan-
ge in den Köpfen an: “Heute ist es
noch vielfach so: Sagt man Zu-
wanderung hören die Menschen
Islam.” Zukünftig müsse um die
hier lebenden Einwanderer ge-
worben werden: “Wir sollten Hier-
bleibeprämien anbieten statt
Rückkehrprämien.” Derzeit le-
ben 12,6 Millionen Menschen in
Deutschland im arbeitsfähigen
Alter  zwischen 45 und 54. Denen
stehen aber nur 7,7 Millionen
zwischen fünf und 14 Jahren ge-
genüber. Das ergebe in wenigen
Jahren eine Lücke von fünf Millio-
nen Arbeitskräften. “Wir brau-
chen Zuwanderung”, fordert La-

schet, “aber die wird dieses Pro-
blem alleine nicht lösen können.” 

Hierbleibe- statt Rückkehrprämien
Armin Laschet zur Integrationspolitik und Zuwanderung

(BS/ckö) Als Armin Laschet 2005 in Nordrhein-Westfalen seinen Ministerposten antrat, hatte er quasi schon
Geschichte geschrieben: Er war der erste Minister für Integration und der erste Minister für Generationen in
der Bundesrepublik. Jetzt entwickelt Laschet, der durch die Wahlniederlage der CDU in NRW 2009 den Mi-
nisterposten abgeben musste, Vorschläge für einen Zuwanderungskompromiss.

In Hinblick auf den Demogra-
phie-Bericht, den das Bundes-
innenministerium federführend
für die Bundesregierung erar-
beitet, sagte Hoofe: “Wir sollten
uns sputen und nicht bis zum
Ende des Jahres warten. Es ist
nicht so, dass wir noch neue Er-
kenntnisgewinne nutzen müs-
sen, das meiste ist klar erfasst.”
Demnach schrumpft das Ange-
bot an Arbeitskräften bereits
heute, der Bedarf an gut ausge-
bildeten Fachkräften vergrößert

sich: “43 Prozent der Unterneh-
men erwarten Probleme bei der
künftigen Fachkräftesuche.”
Zwischen 2008 und 2025 werde
das Arbeitskräfteangebot in
Deutschland um 6,7 Millionen
sinken. Auch bei einer geregel-
ten Zuwanderung von 200.000
Menschen pro Jahr würde das
prognostizierte Defizit 2050
noch bei mehr als acht Millionen
liegen. 
Gerade die derzeit gute Kon-

junkturlage und die positiven

Arbeitsmarktzahlen seien gute
Voraussetzungen, um das The-
ma nun konsequent vorzuberei-
ten. 
Um das inländische Potenzial

zu aktivieren, müssten mehrere
Hebel gleichzeitig umgelegt wer-
den. “Die Aktivierung der älteren
Menschen in unserem Land ist
besonders wichtig”, so Hoofe.

Diese Gruppe stelle die größt-
mögliche zu mobilisierende
Gruppe. “Das am schnellsten zu
mobilisierende Potenzial liegt

bei den Frauen, insbesondere
bei Frauen mit Kindern.” Trotz
Fortschritten sei man  weiterhin
bei der Quote der vollerwerbstä-
tigen Frauen Schlusslicht in
Europa. “Es geht um mehr als ei-
ne Million mehrheitlich gut qua-
lifizierte Mütter”, sagte Hoofe.

Darüber hinaus gelte es, die im-
mer noch große Gruppe Jugend-
licher ohne Bildungsabschluss
zu verkleinern: “Ein Armuts-
zeugnis für ein Industrieland wie
Deutschland.” Von einer besse-

ren Anerkennung von im Aus-
land erworbenen Bildungsab-
schlüssen könnten zudem ins-
gesamt 300.000 gut qualifizierte
Migranten profitieren.
Weil dies nicht reichen werde,

gehe es künftig darum, die Türen
für Fachkräfte aus Europa und
Drittstaaten zu öffnen.  Aller-
dings stünde gut ausgebildetes
Personal aus dem Ausland bei
uns nicht Schlange, wie oft po-
stuliert wird.  “Es geht nicht dar-
um, ob wir sie wollen, sondern ob
sie zu uns kommen wollen.” Um
als Arbeitsstandort attraktiver
zu werden, werde man deshalb
alle Berufe darauf überprüfen,
ob die Vorrangmethode für
Deutsche in einzelnen Berei-
chen hinfällig ist und sie ggf. um-
gehend aussetzen.

Ohne Zuwanderung geht es nicht 
Konjunkturlage nutzen, Fachkräftemangel begegnen

(BS/ein) Um dem prognostizierten Fachkräftemangel zu begegnen, müsse schnell gehandelt werden, erklärte Gerd Hoofe, Staatssekretär im
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS). Vor allem sei es notwendig, das Potenzial älterer Menschen, bislang nicht erwerbstätiger
Frauen und der Migranten in Deutschland zu nutzen. Zudem brauche man die Zuwanderung qualifizierter Fachkräfte. 

Die Frage, ob eine schrumpfende
und alternde Gesellschaft kon-
kurrenzfähig bleiben kann, greife
zu kurz, erklärte Hackler. “Der
Mensch ist ein Homo Oeconomi-
cus und ein soziales Wesen.” Ar-
beit gehöre zum Leben und diene
nicht nur zur Lebenssicherung.
Wolle man höhere Geburtenra-
ten, müsse man sich fragen, wie
die Erwartungen und Wünsche
des Einzelnen mit den Erforder-
nissen der Gemeinschaft zusam-
menzuführen seien. “In den letz-
ten 150 Jahren hat sich die Le-
benszeit mehr als verdoppelt.
Wer heute 60 Jahre alt ist, hat
noch 15 gesunde Jahre vor sich”,
so Hackler. “Jedes Jahr wachsen
uns drei Monate hinzu: Das ist
gesunde Lebenszeit, die wir ex-
trem fit und gut gebildet erleben.” 

Die wachsende Lebenszeit er-
laube es, die Arbeitszeit über
mehr Jahre zu streuen, als es
früher möglich war. Arbeit als
Lebensinhalt und in seiner Aus-
prägung für Familie und Gesell-
schaft könne damit bis ins hohe
Alter erfolgen und dadurch den
Druck von der Rush Hour des
Lebens nehmen, so Hackler.

“Wir haben die ersten Meilen-
steine mit der Eltern- und der
Familienpflegezeit gesetzt”.
Zwar zögere ein Großteil der
Männer immer noch und selten
würden mehr als zwei Monate
Elternzeit von den Männern ge-
nutzt. Trotzdem manifestiert
sich eine neue “Kultur der Zeit
für Verantwortung”. Dazu gehö-
re auch die Sorge um Pflegebe-
dürftige.

Zeit für Verantwortung
Steigende Lebenserwartung sinnvoll einsetzen

(BS/ein) “Wir brauchen eine neue Zeitkultur”, sagte Dieter Hackler, Abteilungsleiter für den Bereich Ältere
Menschen im Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ). Nicht nur Erwerbsar-
beitszeit, sondern auch die Zeit für Familie und Gesellschaft sei Arbeitszeit, gehöre zum Leben und müsse
auch dementsprechend anerkannt werden. 

Unter dem Titel “Ressource Mensch” tagte er Demographie-Kongress zum
Thema Fachkräftemangel. Fotos: BS/Dombrowsky

“Es geht nicht darum, ob wir sie
wollen, sondern ob sie zu uns kom-
men wollen”: Ein Baustein der Be-
gegnung des Fachkräftemangels
liege darin, gut ausgebildetes Per-
sonal zu werben, so Staatssekretär
Gerd Hoofe.

Nicht nur Erwerbsarbeitszeit, son-
dern auch die Zeit für Familie und
Gesellschaft gehöre zur Lebensar-
beitszeit des Menschen, erklärte
Dieter Hackler, Abteilungsleiter im
BMFSFJ. 

“Sagt man Zuwanderung, hören
viele “Islam””, so Armin Laschet auf
dem Demographie-Kongress
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In der künftigen Demographie-
Politik müsse es eine bessere

Abstimmung zwischen Bund,
Ländern und Kommunen ge-
ben, forderte Franz Müntefering,

der Vorsitzender der AG Demo-
graphischer Wandel der SPD-
Fraktion ist. In der Vergangen-
heit habe man auf Bundesebene
wiederholt den Fehler gemacht,
die Kommunen außen vor zu
lassen. Vor allem sei nun ent-
scheidend,  Städte und Gemein-
den zu stärken, denen ganz un-
terschiedliche Entwicklungen
bevorstünden: “Kommunen
sind nicht der Rest, der das ir-
gendwie hinkriegen muss”, be-
tonte der ehemalige Vizekanz-
ler. Vor Ort müsse künftig ein
vernünftiges Bildungsangebot
bereitgestellt werden, es müsse
Arbeit geben sowie Möglichkei-
ten, “wie man gut alt werden
kann”. Mit diesen drei Dingen
und engagierten Menschen vor
Ort könne man Leute halten
oder werben, die sich womöglich
sonst dafür entschieden, ihren
Lebensabend auf Mallorca zu
verbringen.  

Nationaler Integrationsplan
beispielhaft 

Müntefering betonte, dass vor
allem die Große Anfrage der SPD
dazu geführt habe, dass sich die
Bundesregierung nun erstmals
ernsthaft um das Thema Demo-
graphie bemühe. Die Antwort
der Bundesregierung auf die
Große Anfrage wird aber wohl
noch bis Ende des Jahres auf

sich warten lassen, war auf dem
Kongress zu hören. 
Auch die Demographie-Beauf-

tragte der Stadt Bielefeld, Su-

sanne Tatje, erklärte: “Ich bin
überzeugt, dass wir vor Ort mög-
lichst viel selbst in die Hand
nehmen sollten.” Deshalb sollte
die Bundesregierung die Mei-
nung der Kommunen “nicht nur
über die kommunalen Spitzen-
verbände, sondern auch durch
einzelne Kommunen hören”,
forderte Tatje. In Nordrhein-
Westfalen seien in Städten und
Gemeinden unterschiedlichste
Erfahrungen gesammelt wor-
den. Beispielhaft für die gelun-
gene Beteiligung von Ländern
und Kommunen sei der Natio-
nale Integrationsplan durch die
In t e g ra t i onsbeau f t r a g t e ,
Staatsministerin Maria Böhmer.

“So etwas müsste öfter passie-
ren“, so Tatjes Wink in Richtung
Jörg Bentmann.

Gleichzeitig forderte sie eine
schlüssige Gesamtstrategie
“auch über die Legislaturperi-
oden hinaus”. Konkret bedeute
dies, Ziele festzulegen, auf wel-

che Art von Stadt man eigentlich
hinarbeite. “Genau das haben
wir in Bielefeld gemacht”, so Tat-

je. “Bei uns hat der Rat die Ziele
einstimmig beschlossen – das
war aber nur ein  Teilschritt. Mit
der Verabschiedung der für den
Herbst angekündigten Demo-
graphie-Strategie gehe auch die

eigentliche Arbeit der Bundesre-
gierung erst los. “Wir können
aber die Kommunen oder Regio-
nen auch überfordern”, erklärte
dagegen Prof. Dr. Tilman Mayer,

Präsident der Deutschen Gesell-
schaft für Demographie (DGD).
Familien-, Frauen- und Renten-
politik seien zentrale Elemente,

die der übergeordneten Demo-
graphie-Politik zugeordnet wer-
den müssten und der Bundesre-
gierung oblägen. Dazu gehöre
auch die künftige Politik zur An-
werbung von Fachkräften aus
dem Ausland. Mayer sieht den
Bund dort klar in der Verant-
wortung: “Man kann der Bun-
desregierung nur einen Demo-
graphie-Stempel geben, wenn
sie auch die überregionalen Pro-
zesse in den Fokus nimmt.” 

Übergeordnete Politik 
stärken 

Weil die Bevölkerungsentwick-
lung die gesamte EU betreffe,
könne auch ein EU-Gipfel zur
Demographie nützlich sein, so
Mayer. Zudem brachte Mayer

ein Demographie-Ministerium
ins Spiel, wo sich Sachverstand
zu der komplexen Materie kon-
zentrieren könne, um die Demo-
graphie als Ganzes voranzu-
bringen. Dann sei man nicht
mehr so breit und unübersicht-
lich aufgestellt; zu viele Politiker
spielten heute eine Rolle in der
Demographie-Politik. “Wir wis-

sen, welche hohen Erwartungen
an uns gerichtet sind und ich
freue mich auf die Diskussio-
nen, wenn der Demographie-
Bericht vorliegt”, sagte Dr. Jörg

Bentmann, Abteilungsleiter für
Grundsatzfragen im Bundesin-
nenministerium, der auch die
Eröffnungsrede des zweiten Ta-
ges hielt. Der Bund sei bislang
kein Vorreiter in der Demogra-
phie-Politik gewesen. Auch jetzt
gehe es nicht um Aktionismus
nach dem Motto: “Wir machen
etwas!” Stattdessen werde es ei-
nen Kommunikationsprozess
geben, in dem nicht nur staatli-
che, sondern auch gesellschaft-
liche Spieler eingebunden wür-
den. 

Ressorts in der Abstimmung 

Bentmann erklärte, dass die
Bundesregierung künftig ihre
Förderkriterien flexibel ausle-
gen werde. Unter den Bedingun-
gen ihrer lokalen Besonderhei-
ten hätten Kommunen auch
künftig genug Freiraum, um
weiter ohne bürokratische Hin-
dernisse eigenständige Lösun-
gen zu entwickeln.
Er halte es für verfrüht, bereits

über die Ressortaufteilung und
die genaue Institutionalisierung
der künftigen Demographie-Po-
litik zu sprechen, so Bentmann,

weil man sich derzeit in der Res-
sortabstimmung über den De-
mographie-Bericht befinde.
Wichtiger sei es, die Sache nun
überhaupt erst einmal zu  ver-
ankern.  

Zentral und dezentral zugleich
Schnelles Regierungshandeln und Beteiligungsprozess gefordert    

(BS/ein) Der demographische Wandel unterscheidet sich von vielen anderen Themen dadurch, dass er nicht an ministerielle Ressorts gebunden
ist und auch nicht an deren Grenzen Halt macht. Wegen dieser umfassenden Bedeutung und der sich abzeichnenden Symptome müsse schnell
etwas passieren, sagte Franz Müntefering. Man könne nicht bis zum Herbst 2012 warten. Dr. Jörg Bentmann aus dem Bundesinnenministerium
(BMI) stellte ein schnelleres Vorgehen in Aussicht: Nicht im Herbst 2012, sondern bereits im Frühjahr soll die Strategie der Bundesregierung
stehen – und das unter Beteiligung von kommunalen und gesellschaftlichen Akteuren.

Auf dem Podium (v. l.): Dr. Jörg Bentmann (Abteilungsleiter für Grundsatz-
fragen im BMI), Prof. Dr. Tilman Mayer (Präsident der Deutschen Gesellschaft
für Demographie (DGD)), Carsten Köppl (Leiter der Berlin-Redaktion, Behör-
den Spiegel), Susanne Tatje (Demographie-Beauftragte der Stadt Bielefeld)
und Franz Müntefering (Vorsitzender der SPD-Arbeitsgruppe Demographi-
scher Wandel). Fotos: BS/Dombrowsky

“Wir können uns pathogene Ar-
beitsbedingungen nicht mehr
leisten. Der demographische
Wandel muss durch verbesserte
Arbeitsbedingungen gemeistert
werden”, so der Leiter TIK 30, 40,
50plus der Initiative Neue Quali-
tät der Arbeit (INQA). Die Zunah-
me der Lebenszeit der Bevölke-
rung dürfe nicht eine Zunahme
der Krankheitszeit bedeuten. 
Dabei könnten Tarifverträge

und die Leistungen der Versi-
cherungen eine weitaus größere
Rolle spielen als bisher. Im Che-
mie- und Stahlbereich gebe es
schon Tarifverträge, die sich mit
Prävention befassten. Auch sei
noch viel zu wenig transparent,
was in dieser Hinsicht bereits
auf dem Feld der Unfall-, Ren-
ten-, Kranken- und Arbeitslo-
senversicherung geleistet wer-
de. “Da gibt es eine Menge, was
getan wird. Nur ist die Koopera-
tion der Beteiligten nicht ein-
fach.” Hinzu komme, dass bei
den Sozialversicherungsträgern
Selbstverwaltung stattfinde:
“Da bestimmen die Betriebsräte
mit. Das ist mittelbarer Staat!”
Die Leistungen der Versiche-
rungsträger und -empfänger
könnten in diesem Zusammen-

hang noch viel stärker aufeinan-
der abgestimmt werden.  

Kognitionsförderliche Arbeit

Auch Prof. Michael Falkenstein

vom Leibniz-Institut für Arbeits-
forschung an der TU Dortmund
sieht bei Arbeitsbedingungen
Verbesserungsbedarf. “Maß-

nahmen zur Gesunderhaltung
älterer Beschäftigter müssen so-
wohl an der Arbeitssituation als
auch am Individuum ansetzen”,
so der Forscher. Arbeitsbezoge-
ne Maßnahmen zielen dabei auf
die Gestaltung von Arbeitsplatz
und Arbeitssituation sowie auf
das Verhalten von Führungs-
kräften. Hier zählt individuelle
Fähigkeiten gezielt zu nutzen
und andererseits den Mitarbei-
tern genügend Freiheitsgrade
bei der persönlichen Arbeitsge-
staltung zu gewähren. 
Darüber hinaus seien aber

auch individuelle Maßnahmen
notwendig wie ein adäquater
Umgang mit Stress. “Gerade
chronischer Stress hat massi-
ven negativen Einfluss auf das
Gehirn”, sagte Falkenstein. Um
dem zu begegnen sei ein Stress-
bewältigungstraining, auf kör-
perlicher, kognitiver und sozial-
interaktiver Ebene, notwendig.
Besonders der Erhalt der kogni-
tiven Fähigkeiten spiele eine gro-
ße Rolle. Diese lassen sich durch
geistig anspruchsvolle Arbeit
und formales kognitives Trai-
ning wie Sudoku oder PC-ge-
stützte Trainingsprogramme
fördern.

Demographie-Problemlöser
Ungehobenes Potenzial: Sozialversicherungsträger

(BS/dy/jf) Die Tarifpartner und die Sozialversicherungsträger müssten mehr gefordert werden. Dr. Alfons
Schröer, Leiter der Abteilung Gesundheitsförderung im BKK Bundesverband, sprach auf dem Demographie-
Kongress des Behörden Spiegel zum Thema “Gesund bis in die Rente – aber wie?”.

“Tarifpartner und Sozialversiche-
rungsträger können beim demogra-
phischen Wandel als wichtige Pro-
blemlöser auftreten”, ist Dr. Alfons
Schröer vom BKK Bundesverband
überzeugt.

Den Bewerbungsauftakt
verkündete der Chief Medi-

cal Officer der Deutschen Post
DHL, Dr. med. Andreas Tautz,

auf dem 6. Demographie-Kon-
gress des Behörden Spiegel. Vi-
tal in Deutschland (vid) ist eine
gemeinnützig ausgerichtete In-
itiative der Deutschen Post, die
sich insbesondere an ältere
Menschen wendet. Sie veröf-
fentlicht im Internet eine Infor-
mations-Sammlung kommu-
naler und kommerzieller
Dienstleistungsangebote und
Vorteile. 
Über das Portal können Besu-

cher nach Angeboten in ihrem
lokalen Umfeld aus den Berei-
chen Bildung, Bürgerservice,
Ehrenamt, Freizeit, Kultur, Rei-

sen, Sport und Wohnen suchen.
Durch die wachsende Zahl von
teilnehmenden Kommunen
und Unternehmen wird das In-
formationsangebot kontinuier-
lich erweitert. 
Mit dem Förderprogramm

2011/12 sind Kommunen, Re-
gionen und Kreise eingeladen,
ihr Engagement für Seniorenar-
beit unter Beweis zu stellen und
zu stärken. Dafür müssen sie
“Leuchtturm-Kommune” bei
“Vital in Deutschland” sein. Die

Gewinner erhalten eine Out-
door-Fitness-Anlage der Firma
playfit im Wert von 250.00
Euro. Mit der Förderung sollen
weitere Interessenten für diese
Initiative gewonnen werden und
als  “Leuchttürme” Signale set-
zen. Antreten können alle Kom-
munen, die bereits ein entspre-
chend alternsgerechtes Pro-
gramm aufweisen oder es in ei-
nem Vorhaben anstreben.
Das Auswahlverfahren wird

vier Phasen durchlaufen. Zur

Teilnahme reichen die Kommu-
nen ihr Konzept auf der Inter-
netplattform von vid (www. -
vitalindeutschland.de) ein. Die
Bewerbungsphase schließt am
Jahresende. In der zweiten Pha-
se wird bis Januar 2012 die Vor-
auswahl getroffen. Im Februar
können die Nutzer des Portals
dann selbst online abstimmen
und im vierten Schritt folgt im
März 2012 die Jury-Bewertung.
Unter den Jury-Mitgliedern be-
finden sich u. a. Walter Scheurle

(Personalvorstand der Deut-
schen Post AG), Dieter Hackler

(Abteilungsleiter im Bundesmi-
nisterium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend), R.

Uwe Proll (Chefredakteur und
Herausgeber des Behörden
Spiegel), Gerhard Stein (Haupt-
geschäftsbereichsleiter der
Deutschen BKK), Dr. Gerd

Landsberg (Geschäftsführer
des Deutschen Städte- und Ge-
meindebundes). 
Die Initiative der Deutschen

Post wird vom Bundesministe-
rium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend und weite-
ren Partnern unterstützt. Der
Behörden Spiegel ist Medien-
partner des Förderprogramms
2011/2012.

Wettbewerb um Fitness
Startschuss zum  vid-Förderprogramm 2011/12

(BS/nau) In Deutschland das Leben im Alter attraktiver gestalten – “Vital in Deutschland” (vid) gibt den Anstoß: Mit der “vid-Förderung für Kom-
munen 2011/2012” will die Initiative Kommunen unterstützen, die ein vielseitiges Angebot speziell für ältere Mitbürger etabliert haben.

Eröffnete das Förderprogramm
2011/2012: Dr. Andreas Tautz

“Der Geist ist nicht ein Gefäß,
das gefüllt werden soll, sondern
wie ein Holz, das zum Brennen
gebracht werden muss.” Die
Kreativität des menschlichen
Denkens und Handelns könne
und müsse sich immer wieder
neu entzünden. Deshalb sei es
wichtig, dass vor allem älteren
Mitarbeitern die Chance gege-
ben werde, ihre Aufgaben zu va-

riieren. “Es können sich neue
neuronale Netzwerke unter der
Bedingung bilden, dass Men-
schen neuen Erfahrungen aus-
gesetzt werden”, so Kruse. “Da-
zu sind wir auch noch im höhe-
ren Lebensalter in der Lage.”

Jung und alt zusammen

“Unternehmen müssen den
Mut haben, ältere Arbeitneh-

mer ebenso zu qualifizieren wie
junge Mitarbeiter.” Nach den
wissenschaftlichen Erkennt-
nissen komme es darauf an,
möglichst früh kreativ zu sein –
dann könne man sich diese Fä-
higkeit das ganze Leben lang be-
wahren. Zwar gebe es bestimm-
te Kreativitätsgipfel im Leben,
trotzdem sei in jedem Alter neu-
es Denken möglich. Demnach
sollten Unternehmen früh be-
ginnen, Menschen in einem
breiten Maße zu bilden und dies
beibehalten. Allerdings würden
neue Ideen älterer Mitarbeiter
in vielen Unternehmen weiter-
hin oft belächelt und disqualifi-
ziert, sagte Kruse.

Altersgemischte Teams

Dabei funktionierten altersge-
mischte Teams am besten, er-
klärte der Professor: Junge
Menschen mit sehr viel Innova-
tionsvermögen würden vor al-
lem ganz neue Dinge anstoßen,
während ältere Arbeitnehmer,
die bereits über ein hoch diffe-
renziertes Wissenssystemen
verfügten, Bewährtes eher mo-
difizieren und fortentwickeln
würden. 

Neuro-Neogenese auch im Alter
Auf die Durchmischung kommt es an

(BS/ein) “Der Mensch weiß nur das, was er anwenden kann”, sagte Prof. Dr. Andreas Kruse, Direktor des
Instituts für Gerontologie an der Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg. Entscheidend für die Bewahrung
von Leistungsfähigkeit im Alter sei, dass der Geist gefordert werde und Wissen immer wieder eingesetzt
und angewandt würde. 

Den Geist fordern und so durch lebenslanges Lernen fit halten, das wusste
schon Franz von Assisi Anfang des 13. Jahrhunderts, erklärte Dr. Andreas
Kruse, Direktor des Instituts für Gerontologie an der Prof. Ruprecht-Karls-
Universität Heidelberg.
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“Wir müssen uns dagegen stem-
men!” Beck ist sich sicher, dass
man mit einer konzertierten Ak-
tion wie früher wieder die Marke
von 10.000 Einwohnern errei-
chen könne. Optimistisch stim-
men ihn unter anderem Erfah-
rungen aus der Vergangenheit,
als sich die Bürger der Stadt ge-
meinsam erfolgreich gegen die
Aufmärsche von Neo-Nazis
wehren konnten.

5.000 Euro für jedes Kind

Für einen Bevölkerungszu-
wachs der Stadt am Fichtelge-
birge braucht es Zuzug – und am
besten Zuwanderer mit eigenen
Kindern. Dazu betreibt Wunsie-
del bereits seit längerer Zeit ein
gezieltes Standortmarketing:
“2008 waren wir die familien-
freundlichste Stadt Oberfran-
kens”, so Beck. Familien mit
Kindern, die ein Haus neu bau-
en oder eine alte Immobilie kau-
fen und sanieren, erhalten  da-
für pro Kind 5.000 Euro. Das sei
eine Summe, die vielen Familien
helfe, gerade über den Schwel-
lenwert für einen Immobilien-
kredit zu kommen. Darüber
hinaus wirbt die Stadt mit gün-
stigen Mietpreisen, vielen Ar-
beitsplätzen und sucht gezielt
Familien auf, “ob sie nicht noch
ein Kind bekommen wollen”.
Bereits in den neunziger Jah-

ren habe Wunsiedel mehr als
1.000 deutsche Aussiedler aus
Kasachstan aufgenommen, er-
klärte Beck. Schon damals wa-
ren die Bevölkerungszahlen der
Kommune nahe der tschechi-
schen Grenze rückläufig. Um
potenzielle Probleme zu bespre-
chen und die Integration der vie-
len Immigranten zu befördern,
wurde ein runder Tisch einge-

richtet. Dieses wiederkehrende
Treffen habe so gut funktioniert,
dass es nun Ende 2011 aufge-
löst werden könne, so Beck. Der
Bevölkerungsteil selbst sagt:
“Wir sind angekommen.” Auch
anhand der sozio-ökonomi-
schen Statistiken seien die Hin-
zugezogenen nicht mehr auszu-
machen.
Was in den 1990er-Jahren ge-

lang, würde man nun gerne wie-
derholen, da man auf unter
9.500 Einwohner geschrumpft
ist. Dazu will Beck die demogra-
phischen Daten genauer erfas-
sen. Besonders die Hin- und
Wegzüge aus der Stadt sollen
analysiert und unter wissen-
schaftlicher Hilfe aufbereitet
werden, um dann in der Stadt
nach kreativen Lösungen zu su-
chen. Der Bürgermeister
schreckt auch nicht vor unkon-
ventionellen Ideen zurück:
“Warum nicht in Spanien um
neue Leute werben, wo eine im-
mense Jugendarbeitslosigkeit
herrscht?” Was für eine Kom-

mune von der Größe Wunsie-
dels fraglich anmutet, wurde
bereits in die Wege geleitet:
“Demnächst  kommt die Bot-
schaftsrätin aus Berlin und wir
unterhalten uns über dieses
Projekt”.

Nicht alles den 
urbanen Molochen

Zudem will der engagierte Bür-
germeister den Standort durch
eine eigene Energiebewirtschaf-
tung stärken, “Bürger-Windrä-
der” bauen und durch gewinn-
bringende lokale Investitionen
die Bevölkerung an der lokalen
Wertschöpfung teilhaben las-
sen. 
An Bund und Land gerichtet

erklärte Beck: “Wir erwarten die
Unterstützung ländlicher Räu-
me, nicht nur die Förderung ur-
baner Moloche!” Um nicht zur
reinen Seniorenstadt zu wer-
den, dürfe man als kleine Kom-
mune nicht alleine gelassen
werden, sondern brauche auch
Hilfe aus Berlin. 

Wenn nötig, Leute aus Spanien
Eine kleine Kommune stemmt sich gegen Einwohnerrückgang

(BS/ein) Das eigentliche Problem seiner Stadt sei nicht das Älterwerden, sondern die Abwanderung, sagte
Karl Willi Beck, 1. Bürgermeister der Stadt Wunsiedel. Seit 2004 hat die oberfränkische Kreisstadt 800 Bür-
ger verloren, ein Minus von 7,7 Prozent. Parallel seien aber seither rund 260 zusätzliche Arbeitsplätze ent-
standen. “Wir müssen uns nach den Gründen fragen und Gegenmaßnahmen treffen”, gibt Beck die Zukunfts-
devise vor. 

Um derzeitige Strukturen in den
Chefetagen der Unternehmen zu
ändern, müsste eine kritische
Masse von 30 Prozent Frauen
vorhanden sein. Bei einer deut-
lich geringeren Zahl bestünde
die Gefahr, dass Frauen in den
von Männern dominierten Sys -
temen den Kürzeren ziehen.
“Dann würde der Aufstieg von
Frauen auch selbstverständli-
cher werden”, ist sich Dr. Helga

Lukoschat, Vorstandsvorsitzen-
de und Geschäftsführerin der
Europäischen Akademie für
Frauen in Politik und Wirtschaft,
sicher. Dem stimmte auch Gu -

drun Fakundiny, Vice President
HR Development bei Opel, zu.
Die bisherigen Machtstrukturen
müssten aufgebrochen werden
und Frauen in gemischten
Teams mit männlichen Kollegen
arbeiten, um die Unterneh-
menskultur zu ändern. 

Job und Lebensqualität 
vereinen

Allerdings müsse noch eine
Menge Überzeugungsarbeit ge-
leistet werden, damit Frauen
Führungspositionen besetzen
können. “Dazu müssen Männer
ihre Posten räumen und auf ihre
Macht verzichten – das macht
keiner”, sagte Barbara Steffens,

Ministerin für Gesundheit,
Emanzipation, Pflege und Alter
des Landes Nordrhein-Westfa-
len. Zudem würden Frauen
mehr auf Zusammenhänge ach-
ten, in denen sie sich wohlfühlen
und wo sie Erfüllung fänden, er-
gänzte Buchautorin Bascha Mi-

ka. Dies sei ein weiterer Grund,
um die bestehenden Strukturen
zu ändern, damit der Job in der
Chefetage mit der Lebensquali-
tät vereinbar sei. 
Dazu gehöre es auch, verschie-

dene Lebens- und Arbeitspha-
sen zu ermöglichen. Es gebe Zei-
ten, in denen sei es enorm wich-
tig sei, voll im Job zu stehen und

zu anderen Zeiten könnten an-
dere Dinge im Vordergrund ste-
hen, wie Kinder oder die Pflege
von Verwandten. “Ich habe den
Wunsch, dass der Öffentliche
Dienst diese Flexibilität erkennt,
damit Frauen auch mal vom Kar-
rierezug absteigen und später
wieder aufspringen können”, so
Lukoschat. Dabei sollen diese
Möglichkeiten nicht nur für
Frauen gelten, sondern auch für
Männern.

Feste Quote muss sein

Seitens der Gesellschaft sei
hingegen der Punkt erreicht,
dass sich etwas ändere. Der de-
mographische Wandel sei dabei
eine Hilfe, die das Denken be-
schleunige. “Wir können ange-
sichts des demographischen
Wandels nicht auf Frauen ver-
zichten”, so Fakundiny. Allein
das Szenario Fachkräftemangel
habe dazu geführt, dass in Un-
ternehmen anders diskutiert.
“Um diese Diskussionen jetzt
umzusetzen, brauchen wir die
Quote”, betonte Ministerin Stef-

fens. Eine freiwillige Quote wür-
de jedoch nichts bewirken. Ohne
eine feste Quote würde sich an

den bisherigen Zuständen
nichts ändern. Wenn man auf
den demographischen Wandel
vertraue und deshalb davon
ausgehe, dass Frauen automa-
tisch in Führungspositionen
aufsteigen, “dann warten wir
nach 50 Jahren immer noch”,
sagte Mika. Die Situation sei mit
einer tropfenden Pipeline zu ver-
gleichen. “Je höher die Hierar-
chiestufe, desto mehr dünnt es
sich aus. Der entscheidende
Hahn ist die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf”, so Luko-

schat. Dabei sei die Quote nur
ein Mittel zum kulturellen Wan-
del. In Wirklichkeit sei sie eine
Krücke, so Mika. “Wir stehen auf
einen Bein und brauchen eine
Krücke zur Fortbewegung.
Wenn das Bein gewachsen ist,
schmeißen wir die Krücke weg”,
verdeutlichte die Buchautorin.
Doch nicht alle vier Podiumsteil-
nehmerinnen befürworten die
Quote. Denn schließlich wisse
man bei einer Quote nie, ob eine
Frau die Stelle bekommen habe,
weil sie gut qualifiziert sei oder
weil eine Frau zur Erfüllung der
Quote gesucht wurde, bemerkte
Fakundiny.

Ohne Quote wird es nichts
Gläserne Decken behindern Aufstieg

(BS/Jörn Fieseler) Damit mehr Frauen in Führungsposition arbeiten, müssen die bisherigen Strukturen ver-
ändert werden. Dies ist das Ergebnis einer Podiumsdiskussion des Deutschlandfunks während des 6. De-
mographie-Kongresses. Eine feste Quote, so die mehrheitliche Meinung der Diskutantinnen, ist dabei un-
erlässlich.

Das Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Ju-
gend (BMFSFJ) hat gemeinsam
mit der Bundesagentur für Ar-
beit 2008 das Aktionspro-
gramm “Perspektive Wiederein-
stieg” ins Leben gerufen. Ziel ist
es, Frauen nach einer längeren
Familienpause auf dem Weg zu-
rück ins Berufsleben unterstüt-
zend zu begleiten.
“Mindestens zwei Millionen

qualifizierte Frauen könnten
dem Arbeitsmarkt zur Verfü-
gung stehen. 1,1 Millionen
Frauen weisen davon mittlere
und hohe Qualifikation auf”, er-
klärte Dr. Martina Gräfin von

Bassewitz auf dem Demogra-
phiekongress. Die Leiterin des
Referats Gesellschaftliche Teil-
habe, Vielfalt, sozialer Fort-
schritt im Bundesfamilien -
ministerium will ein lokales
Netzwerk von Unternehmen
und Betrieben schaffen: “Damit
können wir die Rahmenbedin-
gungen für den Wiedereinstieg
verbessern.” Dazu gehöre auch
die Kommunikation mit den
Ehepartnern. Die Unterstüt-
zung des direkten Umfeldes ist
der wichtigste Rückhalt für die
Wiedereinsteiger.
Prof. Dr. Carsten Wippermann

vom Delta-Institut hat familiäre
Situationen in einer Studie zum
Wiedereinstieg untersucht. Be-

sonders seit der Finanzkrise
entwickelten sich Frauen zu-
nehmend zu Familienernäh-
rern. Problematisch sei aller-
dings die unterschiedliche
Wahrnehmung der steigenden
Belastung. So würden Männer
den Wiedereinstieg unterstüt-
zen, aber ihre Partner kaum bis
gar nicht von häuslicher Arbeit
entlasten. Dazu kommt, dass
Frauen nur ungern Haushalts-
hilfe von außen einstellen, was
sie aber sehr entlasten könnte.
Modellprojekte wie Power_m

arbeiten mit Wiedereinsteigern,
mit deren Familien, und bieten
Dienstleistungen für Arbeitge-
ber der Region München. Sie be-
treiben Aufklärungsarbeit bei
Unternehmen und Arbeitneh-
mern vor Ort. Sie vernetzen
strategische Partner wie die
Bundesagentur für Arbeit, Län-
derbehörden und Wirtschafts-
verbände. Susanne Grohs von

Reichenbach, Beraterin bei
Power_m, betont die Notwen-
digkeit der Wiedereinsteiger: “In
drei Jahren werden in München
ca. 34.000 Bürokräfte fehlen,
die Stadt braucht dringend qua-
lifizierte Kräfte.”
Das typische Profil der Fach-

kräfte, die bei Power_m vermit-
telt werden: ca. elf Jahre Fami-
lienphase, zwei Kinder, Anfang
40, Über 50 Prozent mit akade-
mischem Abschluss, 30 Prozent
kommen aus dem kaufmänni-
schen Bereich.
Uta Galle-Hahn, Projektkoor-

dinatorin der Perspektive Wie-
dereinstieg vom CJD Mainz,
setzt auf  individuelle Beratung
als Coachingmodell: “Der Wie-
dereinstieg ist ein sehr indivi-
dueller Weg. Man kann hier kei-
ne vorgefertigten Lösungen auf-
stanzen.” Auch hier versucht
das Programm zwischen Unter-
nehmern und Arbeitnehmern
zu vermitteln.

Reserven nutzen
Projekt Perspektive Wiedereinstieg

(BS/nau) In Zeiten des Fachkräftemangels kommt dem Wiedereinstieg nach der Familienphase große Be-
deutung zu. Gerade Frauen mit Kindern bilden ein großes Arbeitskräftepotenzial. Die längere Berufsauszeit
erschwert vielen Frauen allerdings den Wiedereinstieg ins Berufsleben. 

“Wer sich sportlich betätigt
kann die Bildung neuer Nerven-
zellen steigern”, erklärte Dr.

Alexander Garthe von der TU
Dresden auf dem Demographie-
kongress. Durch physische Ak-
tivität, im Besonderen Ausdau-
ersport, würde das Wachstum
der Stammzellen angeregt. Al-
lerdings halte dieser positive Ef-
fekt nicht lange an. Durch zu-
sätzliche Lerneinheiten, kreati-
ves Arbeiten oder soziale Inter-
aktion könne das Fortbestehen
des Zellwachstums erhalten
werden. Das Besondere ist, dass
Garthe diesen Effekt auch bis
ins höhere Alter nachweisen
kann. Die frühere Annahme, ab
Anfang/Mitte 30 sterben Ge-
hirnzellen ab, ohne nachzu-
wachsen, wurde so widerlegt.
Garthebetonte allerdings, dass

die Bildung neuer Nervenzellen
nicht isoliert betrachtet werden
könne. Sie sei das Ergebnis der
individuellen Lernbiographie je-
des Einzelnen. So würde die
Entstehung und das Überleben
neuer Zellen direkt durch das
Verhalten der Betroffenen be-
einflusst. Es müsse folglich eine
Gesamtverbesserung der Le-
bensqualität erfolgen.
Bei BASF wurde lebenslanges

Lernen zur Unternehmensphi-
losophie gemacht. Der demo-
graphische Wandel betrifft auch
die Mitarbeiter des weltgrößten
Chemieunternehmens:
Der Anteil der über 50-Jähri-

gen wird im Jahr 2020 beinahe
60 Prozent betragen. Um die 
Leistungsfähigkeit der Mitar-
beiter zu erhalten, wurde das
Programm “generations@work”
ins Leben gerufen, das BASF-
Personalreferent Johannes

Steinke vorstellte. Die Mitarbei-
ter sollen zum Lernen animiert
werden. “Lernen leichter ma-
chen – lernen attraktiver ma-
chen – lernen allen ermögli-
chen” sind die Ziele der Initiati-
ve. Dafür wurde am Standort
Ludwigshafen für die 33.000
Mitarbeiter eigens ein modernes
Lernzentrum gebaut mit 10.000
Medien, die thematisch auch

über Fachinformationen hin-
ausgehen. Mit den Mitarbeitern
werden jährlich individuelle
Personalentwicklungspro-
gramme erarbeitet, in denen die
Ziele der Weiterbildungsmaß-
nahmen festgelegt werden.
Lerntypengerechte Seminarfor-
men, ein breitgefächertes E-
Learning-Angebot und eine
Wissensstafette, bei der das Er-
fahrungswissen an den Nach-
folger weitergegeben wird. Für
die Führungskräfte gibt es spe-
zielle Seminare, z. B. “Führen im
demographischen Wandel” oder
“Gesundheitsorientiertes Füh-
ren”. “Bei den Fortbildungen
und Seminaren setzen wir übri-
gens auf altersgemischte
Teams, weil die sich gut ergän-
zen”, erläuterte Steinke. 

“Bei steigendem Altersdurch-
schnitt müssen auch die An-
strengungen für die Weiterbil-
dung steigen”, betonte Dieter

Hackler, Leiter der Abteilung
“Ältere Menschen” im Bundes-
ministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend. 
Die älteren Generationen wür-

den über ein großes Erfah-
rungswissen verfügen, das jun-
ge Menschen noch nicht aufwei-
sen. “Die junge Generation ist
vielleicht schnelle aber die Älte-
re nimmt die Abkürzung.” Vor
diesem Hintergrund sollten sich
für jedes Unternehmen alters-
gemischte Teams als Ideal eta-
blieren, so Hacklers Plädoyer.

Zellenwachstum bis ins Alter
Bildung in der zweiten Lebenshälfte

(BS/nau) Eine gute Nachricht: Wie neue Ergebnisse von Hirnforschern zeigen, wachsen auch im fortgeschrit-
tenen Alter Gehirnzellen nach. Lebenslanges Lernen ist also auch biologisch nicht unmöglich. Das Wachstum
der Zellen, die die Gedächtnisfähigkeit erhöhen, kann individuell beeinflusst werden – Sport und Lernen
sind hierbei zentral. 

Bascha Mika, Gudrun Fakundiny, Helga Lukoschat und Barbara Steffens dis-
kutierten mit Annette Riedel (von links) zu “Männer, Machos, Machtrituale –
können Frauen die Arbeitswelt verändern.”

Mit lokalen Windkraftwerken und neu angeworbenen Bürgern, wenn nötig
aus Spanien, will Bürgermeister Karl Willi Beck seiner Stadt Wunsiedel wie-
der zu mehr Einwohnern verhelfen. Fotos: BS/Dombrowsky

Prof. Dr. Carsten Wippermann:
Männer unterstützen zwar ihre
Frauen beim Wiedereinstieg, über-
nehmen aber kaum häusliche Ar-
beit. 

Durch Sport und geistige Betäti-
gung kann das Zellwachstum auch
bis ins hohe Alter aufrecht erhalten
werden, erklärt Hirnforscher Dr.
Alexander Garthe.  
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Wird ein Angehöriger zum
Pflegefall, ist das zunächst

eine Ausnahmesituation für alle
Beteiligten: Sowohl für diejeni-
gen, die neben ihrem eigenen
Alltag die Pflege organisieren
müssen und sich mit vielen Fra-
gestellungen konfrontiert se-
hen, als auch für den Betroffe-
nen, der durch seine gesund-
heitlichen Einschränkungen ei-
ne völlig neue Lebenssituation
zu verkraften hat. Neben allen
organisatorischen und emotio-
nalen Herausforderungen ist es
die Klärung der Pflege-Finanzie-
rung, die nicht selten weitere
Sorgen birgt. Scheitert die opti-
male Versorgung an finanziellen
Grenzen, ist das doppelt bitter. 

Auch Beamte
sind betroffen
Auch wer beihilfeberechtigt ist,

sollte sich mit dieser Thematik
beschäftigen. Oft wiegen sich
Beihilfeempfänger in trügeri-
scher Sicherheit und gehen da-
von aus, dass sie im Pflegefall
rundum abgesichert sind. Wie
jeder Bundesbürger sind auch
sie über ihre Krankenversi -
cherung pflegepflichtversi-
chert. Zu sätzlich bekommen
sie, je nach Dienstherr und

Bundesland, im Pflegefall weite-
re Beihilfebeträge ausgezahlt.
Dennoch lässt sich damit die
Versorgungslücke im Pflegefall
nicht schließen. Bei einer
durchschnittlichen Pflegebe-
dürftigkeit von acht Jahren
können die Kosten an die Sub-
stanz  gehen. 
Reichen die eigenen Mittel

nicht aus, um die verbleibenden
Pflegekosten zu decken, ist es in
Einzelfällen sogar möglich, dass
die Kinder in die Pflicht genom-
men werden. Besonders die so-
genannte Sandwich-Generati-
on der heute 35- bis 55-Jähri-
gen wird dabei in die Verantwor-
tung genommen. Praktisch tritt
dann das Sozialamt in Vorkasse
und fordert die Unterhaltsan-
sprüche vom Nachwuchs zu-
rück. Auch ein Verzicht auf Un-
terhaltsansprüche kann dem
nicht entgegenwirken. Selbst

wenn die eigenen Mittel ausrei-
chen, bleibt es eine individuelle
Frage, ob das hart erarbeitete
Vermögen tatsächlich für Pfle-

gekosten aufgewendet werden
soll. Denn wer sich rechtzeitig
um eine Pflege-Zusatzversiche-
rung kümmert, kann darauf

vertrauen, finanziell unabhän-
gig zu bleiben. 
Wie hoch die Pflegeleistungen

im Einzelnen ausfallen, ist ab-
hängig von der Einstufung in die
Pflegestufe und von der Frage,
wo die Pflege stattfindet. Der
tägliche Besuch eines Pflegeser-
vices schlägt beispielsweise mo-
natlich mit etwa 1.100 Euro rei-
nen Pflegekosten zu Buche. Ei-
ne Person in Pflegestufe I erhält
aber lediglich 440 Euro pro Mo-
nat von der gesetzlichen Pflege-
versicherung für die Hilfe durch
einen örtlichen Pflegedienst.
Das entspricht einer Versor-
gungslücke von etwa 660 Euro
jeden Monat. Hinzu kommen
weitere Kosten für Dienste wie
etwa Essen auf Rädern. Bei sta-
tionärer Pflege sind die Kosten
wesentlich höher. Bei Pflegestu-
fe III und stationärer Pflege ent-
steht in einer Pflegezeit von vier-

einhalb Jahren eine Lücke von
rund 100.000 Euro.

Lösungen für jeden Bedarf

Bei der Wahl einer privaten
Pflegevorsorge ist eine umfas-
sende Beratung entscheidend.
Wichtig ist, dass sich die Versi-
cherung flexibel an den indivi-
duellen Bedarf anpassen lässt. 
Die Krankenversicherung der

DBV Deutsche Beamtenversi-
cherung hat auf Basis umfang-
reicher Marktforschung drei
Pflegevorsorge-Produkte ent-
wickelt, die besondere Leis -
tungsmerkmale wie zum Bei-
spiel die Leistung bei Demenz
und Beitragsbefreiung ab Pfle-
gestufe 1 beinhalten. Mit einer
für Familien konzipierten gene-
rationenübergreifenden Pflege-
absicherung kann jedes versi-
cherte Familienmitglied indivi-
duell über die Höhe des monat-
lichen Pflegegeldes entschei-
den. Die Förderung von gesund-
heitsbewusstem Verhalten ge-
hört ebenso zum Angebot der
DBV wie praktische Hilfe für Be-
troffene, beispielsweise über
Pflegeschulungen oder eine 24-
Stunden-Beratungshotline.
Weitere Informationen unter

www.dbv.de

Eine Frage der Verantwortung 
Finanzielle Vorsorge für den Pflegefall gehört zur Altersvorsorge

(BS) Das Thema Pflegebedürftigkeit ist aktuell wie nie zuvor – regelmäßig lassen sich Nachrichten rund um die Pflegeversicherung verfolgen.
Wer pflegebedürftig wird, muss zuweilen tief in die Tasche greifen. Sind die eigenen Mittel aufgebraucht, werden im Ernstfall die Kinder finanziell
zur Verantwortung gezogen.

Bis 2050 wird sich die Zahl der Pflegebedürftigen auf 4,5 Millionen verdoppeln
Foto: BS/DBV

Der Übergang vom Erwerbsle-
ben in die nachberufliche Phase
wird von Prof. Dr. Cornelia Kri-

chelsdorff von der katholischen
Fachhochschule Freiburg als
“Statuspassage” benannt. Die
“Bewältigung dieser Statuspas-
sage ist ein universaler und wei-
chenstellender Prozess, der für
ein gelingendes Altern einen er-
heblichen Einfluss hat”, erklärte
Krichelsdorff, die auch Leiterin
des Instituts für angewandte
Forschung, Entwicklung und
Weiterbildung ist. Sie unter-
scheidet fünf Typen von Grund-
haltungen in der Statuspassage.
Das Spektrum reicht vom Typ 1,
der abwartet, was kommt, aber
Gefahr läuft, sich zu lähmen,
wenn nichts kommt; über den
Typ 2, der sich aktiv neuorien-
tiert, aber Gefahr läuft, sich zu
überfordern; bis hin zum Typ 5,
der sich auf seine Familie kon-
zentriert, aber Gefahr läuft, in
Langeweile und Unzufrieden-
heit zu verfallen. 
Rudolf Kast, der ehemalige Per-

sonalleiter des Sensorenherstel-
lers Sick, stellte lebensphasen-
orientierte Arbeitszeitmodelle
vor. Im Mittelpunkt seines Vor-
trages stand ein Gleitzeit-Rah-
menmodell, das er so bei Sick
umsetzte. Hierbei sammelt der
Mitarbeiter Zeit an, indem er
über 40 Stunden arbeitet. “Diese
Zeit wird in Geld bewertet und in
einem Zeitwertkonto angelegt”,
erläuterte Kast, der sich selb-
ständig gemacht hat und nun
mit seiner Firma “Die Personal-
manufaktur” Unternehmen be-
rät.  Diese so angesparte Zeit

(max. 120 Stunden pro Jahr)
kann zweimal im Jahr ausge-
zahlt werden, jeweils zum Mai
und zum Oktober. So kann sich
der Mitarbeiter befristet freistel-
len lassen, eine Weiterbildung
machen, aber auch länger ange-
sparte Zeit für Familien- und
Pflegezeiten benutzen oder auch
in den vorgezogenen Ruhestand
gehen. Vor allem zum Ende des
Berufslebens hin könnte sich
der Arbeitnehmer flexibler auf
seinen Berufsaustritt vorberei-
ten. So kann man die Menschen
“schon im Unternehmen dazu
bringen, sich nach dem Er-
werbsleben im Engagement zu
betätigen”.
Auch bei der Firma Henkel gibt

es einen innovativen Ansatz in
der Personalarbeit: die Sozialen
Dienste. Die Abteilung sorgt sich
quasi um alle Lebenslagen ihrer
Mitarbeiter, wenn gewünscht
auch im privaten Bereich. “Zu
uns können die Mitarbeiter mit
allen Fragen kommen:  Vom
Azubi der eine überzogene
Handy-Rechnung hat, über die
alleinerziehende Mutter oder
den Mann, dessen Frau Brust-
krebs hat und er jetzt die Kinder-
betreuung organisieren muss,
bis hin zum baldigen Ruhe-
ständler, der wissen möchte, wie
er sich später einbringen kann”,
erklärt Regina Neumann-Busies,

Leiterin der Sozialen Dienste.
“Der Sinn dahinter ist ganz klar
der Unternehmensgewinn”, so
Neumann-Busies, “denn unsere
Mitarbeiter können sich auf
schneller wieder auf ihre Arbeit
konzentrieren.” 

Zeit ist Geld
Vom Erwerbsleben ins Engagement

(BS/ckö) Älteren wird ein hohes Potenzial im bürgerschaftlichem Enga-
gement zugesprochen. Doch für viele gestaltet sich der Übergang vom
Erwerbsleben in das Engagement als eine entscheidende Hürde.

Die Bewältigung des Übergangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand ist ein
weichenstellender Prozess, erläuterte Prof. Dr. Cornelia Krichelsdorff.

Foto: BS/Dombrowsky
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